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BEI MIBUCK 8

Erlasse
gegen die Religion
Von Janos Szikra

In der Sowjetunion sind neue religionsfeind-
liclie Ukase erlassen worden, wenigstens
vorläufig für die russische Föderation (RSFSR).
Sie stehen im Zusammenhang mit der
Liquidierung der Aera Chruschtschow und stellen

Auf das Verhältnis zwischen Staat und
Kirche in einem kommunistisch regierten
Land werden die dialektischen Regeln vom
Verhältnis zwischen Strategie und Taktik
angewandt: die strategische Zielsetzung ist
die Vernichtung von Kirche und Religion
(offiziell heisst es: soziale und wirtschaftliche
Basis der Religion sind Klassengesellschaft
und die damit verbundene Ausbeutung;
nachdem die Basis verschwunden ist, muss
der Ueberbau, eines dessen Elemente die
Religion ist, auch verschwinden), die Taktik
erlaubt jedoch zeitweilige Konzessionen
abhängig von innen- und aussenpolitischen
Zielen des Staates. Zwischen Staat und
Kirche kann keine friedliche Koexistenz
bestehen, denn die kommunistische Ideologie
duldet keine andere Ideologie.

Drei Perioden
Wenn man die Geschichte der sowjetischen
Kirchenpolitik «periodisiert», können
folgende Entwicklungsperioden aufgestellt werden:

® 1917—1927 — Kurs auf die Schwächung,
® 1928—1939 — Kurs auf die Vernichtung,
# seit 1939 — Kurs auf die Ausnützung.
Als wichtigster gesetzgeberischer Akt auf
dem Gebiet von Staat und Kirche gilt auch
heute noch das «leninsche» Dekret des
Volkskommissarenrates vom 23. 1. 1918,
welches die grundlegenden Prinzipien des
rechtlichen Status der Kirche in einer bis
zum heutigen Tag dauernden Geltung
vorschrieb.

Artikel 5 sagte: Die freie Ausübung
religiöser Kulthandlungen wird insofern garantiert,

als diese weder die öffentliche Ordnung
stören, noch in die Rechte der Staatsbürger
eingreifen. Artikel 9 verbot den
Religionsunterricht, erlaubte ihn aber auf privatem
Weg. Artikel 12 nahm der Kirche das Recht,
Eigentumsobjekte zu haben (auch die
Gotteshäuser stellen Staatseigentum dar und
können für gemeinnützige Ziele vom lokalen
Sowjet übernommen werden).
Dieses Dekret wurde durch Beschluss des
Allrussischen Exekutivkomitees und des
Volkskommissarenrates vom 8. 4. 1929
ergänzt; es ist auch heute noch gültig. Artikel 4
schrieb die Registrierung der Kirchgemeinden

durch das Exekutivkomitee des lokalen
Sowjets vor, welches sie jedoch auch
ablehnen kann (Artikel 7). Die Sowjets dürfen

eine weitere Etappe im Kampfe dar,
welchen das System mit unterschiedlichen
Methoden immer gegen die Kirchen geführt
hat. Ein Blick auf die Geschichte weist den

neuen Erlassen ihren Platz zu.

(nicht müssen) den Kirchgemeinden die
notwendigen Räumlichkeiten zur Verfügung
stellen. Artikel 18 erlaubte den Religionsunterricht

lediglich an den speziellen
theologischen Kursen. Artikel 64 enthält einen
der konstitutionell verankerten These der
Trennung von Staat und Kirche (Art. 124)
widersprechenden Grundsatz: die Kirchen
unterstehen der Aufsicht durch den örtlichen
Sowjet.
Dieser Beschluss eröffnete eigentlich die
schwere Prüfungsperiode für die Kirchen.
Am 15. 5. 1932 wurde der «antireligiöse
Fünfjahresplan» von einer «privaten»
Organisation, vom «Bund militanter Gottloser»
verkündet, 1933/34 wurde jegliche Literatur
religiösen Inhalts eingestellt, 1935/36 begann
der Feldzug gegen die Kirchgemeinden für
Entzug der Gotteshäuser.

Artikel 122/123 der geltenden Sowjetverfassung

vom 5. 12. 1936 garantieren die
Gleichberechtigung nur für verschiedene
Nationalitäten und Geschlechter, nicht aber für
die Anhänger der Kirchen und Sekten (auch
das Gegenteil wurde freilich nicht dekretiert).

Artikel 124 garantierte nur die «Freiheit»

der Kulthandlungen und der antireligiösen

Propaganda, ohne der Kirche das
Recht auf eigene Propaganda gegeben zu
haben.

1943 wurde beim damaligen Volkskommissarenrat

(nach 1946 Ministerrat) ein «Rat
für die Angelegenheiten der russisch-orthodoxen

Kirche», 1944 ein «Beirat für die
Angelegenheiten der nicht rechtgläubigen
Bekenntnisse» errichtet, wodurch die staatliche
Kontrolle über die Kirchen zentralisiert
wurde.

Zick-Zack

Nach 1949 wies die staatliche Kirchenpolitik
eine Zick-Zack-Linie auf: Liberalisierung
während des Krieges, Verschärfung nach
dem Kriege, Liberalisierung nach Stalins
Tod (1954: Auflösung der Organisation der
Gottlosen) und Verkündung des
«ideologischen» Kampfes statt der administrativen
und strafrechtlichen Massnahmen gegen die
Kirche. Besonders von den Jahren 1958/59
an wurden zahlreiche Organe und Institutionen

zum Kampf gegen die Kirche
errichtet, welche jedoch die Raumgewinnung
der Kirchen nicht verhindern konnten. Deshalb

kamen während der letzten Jahre auch

die «administrativen» Massnahmen erneut
auf: Wegnahme von zahlreichen
Gotteshäusern, Prozesse gegen Priester, besonders
in den Volksdemokratien.

Der liberale Zeitpunkt
Die heutige strafrechtliche Bestimmung
über Verletzung der Kirchengesetze und
-Verordnungen entstand in der liberalsten
Periode der Chruschtschewschtschina, Ende
1960. Artikel 142 des Strafgesetzbuches
(StGB) der RSFSR von 1960 lautete: «Die
Verletzung der Gesetze über die Trennung
von Kirche und Staat sowie Schule und
Kirche wird durch Besserungsarbeit bis zu
einem Jahr oder Busse bis 50 Rubel
bestraft.» Laut Artikel 27 des gleichen StGB
wird die Besserungsarbeit ohne Freiheitsentzug

entweder in der bisherigen Arbeitsstelle

des Verurteilten, oder in einem andern
Ort innerhalb seines Wohnbezirks abge-
büsst, wobei 5 bis 15 Prozent Lohnabzug
vorgenommen wird.
Die Sanktion war also unter Umständen
tatsächlich gering, auch wenn man einrechnet,

dass die hohen Bussen im gegebenen

Laut diesem Gemälde von P. W. Michailow
wird der Pope bei der Zeitungslektüre über
die Kosmos-Erschliessung nachdenklich. Aber
in Wirklichkeit bereiten ihm andere Veröffentlichungen

mehr Sorge, nämlich die

PA3flEJI IIEPBblii

yi«3 nPE3HÄHyMA BEPXOBHOrO COBETA PC4>CP

2IQ 06 SÄMHHHCTpaTHBHOM OTBCTCTBCHHOCTH 3a HapyilieilHe
4,1 ^ 3aK0H0AaiejibCTBa o pejiHrno3Hbix KjuibTax

IIpe3HÄHyM BepxoBHoro CoBeTa PC$CP nociaHOB^nex;

ycTanoBHTb, uro HapymeHHe 3aKonoAaTejibCTBa o peaiirno3HHX Kyab-
Tax, BBip a 3 nonieecH b wiôAyiomnx AefiCTBHnx:

yK/ioiieiiHe .pyKOBOÄnTanefi peaHraoaiibix oßbeAHuemifl ot perHCTpaiHw
OßbeAHitenHH d opranax BJiacTH;

Hapyinetute ycraHOB^emibix 3aK0H0AaTeJibCTB0M npaniui oprammamtH
H npOBeAemia pe^Hrno3Hux coöpaHHÜ, uiecTBiiii h Apynix uepeMomiii
KyiibTa;

opramreamm n npoBeAeime cayjKHTeAHMH KyjitTa n wienaMn péJiHrHoa-
Hbtx oßbeAimeiiHfi cneuHajiMiux actckhx h wiiomecKHx coCpaiinö, a Taione
TpyAOBbix, AHTepaTypubix h mibix KpyHiKOB h rpynn, He iiMeiouyix OTHome-
HHH K OTJipaBJieimio KyJivra,—

Bjie'ieT sa coCoH uiTpacp b pa3Mepe äo nflTHAecjmi pyöaefi, najiaraeMui!
eAMHHIICTpaTHBHblMH KOMHCCHHMH ItpH HCnOJlHIlTe.lbllblX KOMHTôTaX paÖOH-
hhx, ropoACKiix CoBeTOB AenyiaTOB fpyAamnxcH.

npe,tcc«aTMi, IIpesHAHyMa Bepxoaiioro CoBeia PC4>CP H. HrHATOB.
CcKpcmpb npc3HAHyna BepxoBHoro CoBeia PC<t>CP C. 0PJI0B.

Wockbs, 18 MapTa 1966 roA3.

yKA3 nPE3HJItfyMA BEPXOBHOrO COBETA PC4>CP

ooft O BiieceHHH AonoAHeHHfi b CTaibio 142 YrojioBHoro
LLK} KOAeKca PC4>CP

ITpc3HAnyM BepxoBHoro CoBeTa PC4>CP nocTaHOB.wer:

«HonoAHHTb craTbio 142 YroAOBHoro KOACKca PC<I>CP «lacTbio BTopoS
CAeAyiomero çoAepjKanHsi:

«Te «ce AeHHHH, coBepuiemitie jihhom, pairee cyAHMHM 3a napymeHiie
33K0H0B 06 OTACJieHHH uepKBH ot rocyAapcTBa H HJKO.Ibl OT HepKBH, a paBiio
opraHiraaRHOHnaH AeJiTe/ibnocrb, HanpaBJieimaji k coBepmennio stiix Aen-
HHH,—

HaKa3binaioTCH jimneiraeM cboöoah Ha cpoK ao Tpex Jier».

17pcAceAaTe.nb IIpc3HAHyMa Bepxoßiioro Coaeia PC<l>CP H, HPHATOB.

CexpeTapi, ITpc3HAiiyMa BepxoBHoro CoBera PCPCP C. OPJIOB.

Mockbo, 18 «apia 1966 roAa.

neuen reiigionsfeindiiehen Erlasse.
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Im Kultursaa! fällt der Vortrag über Atheismus aus: «Es gibt doch einen Gott!» («Ungarische
Rundschau», Budapest), Ja, wenn sich der offizielle Atheismus auf Propaganda beschränken
würde...

Fall auf Freiheitsentzug umgewandelt werden

müssen.

Neue Erlasse...
Die Verschärfung dieser Sanktion durch
die Ukase vom 18. 3. 1966 zeigt zugleich
das Ende der Aera Chruschtschew. Die am
erwähnten Tag erlassenen Verordnungen
lauten wie folgt:

Ukas 219/1966:

«Das Präsidium des Obersten Sowjets der
RSFSR beschliesst:

Die Verletzung der Gesetzgebung über
religiöse Kulthandlungen:
— Ablehnung der Registrierung der Ver¬

einigung bei den Behörden

— Verletzung der gesetzlich festgestellten
Bestimmungen bezüglich Organisation
und Abhaltung von religiösen
Zusammenkünften, Umzügen oder anderen
Kulthandlungen ;

— Organisation und Leitung von speziel¬
len Kinder- und Jugendorganisationen,
ferner von Arbeits-, Literatur- und anderen

Zirkeln und Gruppen, welche mit
den Kulthandlungen keinen Kontakt
haben

zieht eine Busse bis zu 50 000 Rubel nach
sich

Ukas Nr. 220/1966:

«Die gleichen Handlungen, wenn sie von
einer wegen Verletzung der Gesetze über
Trennung der Kirche vom Staat und Schule
von Kirche früher verurteilten Person
begangen werden, ferner eine auf die
Durchführung solcher Handlungen gerichtete
organisatorische Tätigkeit wird mit Freiheitsentzug

bis zu drei Jahren geahndet...»

und Interpretationen
Das Präsidium des Obersten Sowjets
bediente sich seines konstitutionell geränder¬

ten Rechtes auf die offizielle Auslegung der
Gesetze, und in dieser Eigenschaft erliess
es den Ukas Nr. 221/1966 «über die
Anwendung des Artikels 142 des StGB der
RSFSR»:

«Unter Verletzung der Gesetze über Trennung

von Kirche vom Staat und Schule von
Kirche wird verstanden:

— zwangsläufige Sammeltätigkeit und Be¬

steuerung zugunsten religiöser
Organisationen oder von Priestern ;

— Anfertigung zwecks massenhafter Ver¬

breitung oder massenhafte Verbreitung
von Aufrufen, Briefen, Flugblättern und
anderen Dokumenten, welche zur
Nichtachtung der Gesetzgebung über die
religiösen Kulten auffordern (beispielsweise
ein Ausflug für Kinder oder eine
Zusammenkunft für Kinder zwecks
Religionsunterricht, Bibellesung usw. Anm.
KB.),

— betrügerische Handlungen zwecks Her¬

beiführung von religiösen Aberglauben
unter den Massen der Bevölkerung,

— Organisation und Durchführung von re¬

ligiösen Versammlungen, Umzügen und
anderen Kultzeremonien, welche die
gesellschaftliche Ordnung verletzen (z. B.
Gottesdienst während der Arbeitszeit
usw. Anm. KB.),

— Ablehnung der Aufnahme von Staats¬

bürgern in Arbeit oder Schule,
Entlassung von der Arbeit oder Ausschluss
aus der Schule, Entzug der gesetzlich
vorgesehenen Erleichterungen und Vorteile

der Staatsbürger sowie andere
bedeutende Einschränkungen der Rechte
der Staatsbürger wegen ihres Verhältnisses

zur Religion.»
Es ist zu betonen, dass der letzte Absatz
sogar in der Periode der grausamsten
Kirchenverfolgungen immer wiederholt wurde,
damit der demokratische Charakter des
Staates zur Geltung kommt. Dass aber der
Werktätige seinen Posten wegen «Umorga-

nisation» verliert, ein Kind oder Jugendlicher

an der Mittel- oder Hochschule wegen

Platzmangels nicht aufgenommen wird,
ist nirgends verboten.
Seit einiger Zeit beobachtet man in allen
Ostblockstaaten eine verschärfte Kampagne
gegen die Kirche (Priesterprozesse in
Ungarn seit Sommer 1965, die andauernden
Angriffe der polnischen Kommunisten auf
die polnische Kirchenführung usw.). In der
UdSSR schaffte man jetzt auch die gesetzlichen

Voraussetzungen zu einer verschärften

Aktion. Die «Ueberreste» der Vergangenheit

sterben dem Schein nach von sich
selbst n icht ab ; der kommunistische Staat
muss sie mit Gewalt bekämpfen. H

Tod
auf Antikommunssmus
Am 16. April wurde Chu Van Binh von
zwei Angreifern mit fünf Schüssen kritisch
verwundet, als er sein Büro gegen Abend
verliess.

Chu Van Binh ist unter dem Namen Chu
Tu als Redaktor und Herausgeber der
Saigoner Zeitung «Song» bekannt. Er gilt
als einer der mutigsten und seriösesten
Journalisten Vietnams. Zu Anfang der vierziger
Jahre trat er dem Viet Mirih bei und war
Jugendkommissar in der Provinz Song Taj.
1948 verliess er die kommunistische Bewegung

und wandte sich dem Lehrerberuf zu.
1960 begann er zu schreiben. Er wurde von
Präsident Diem verhaftet und verbrachte
zwei Jahre im Gefängnis. Seine Zeitung ist
entschieden antikommunistisch und griff
wiederholt die Gewalttätigkeit radikaler, von
Kommunisten infiltrierter Buddhisten an.
Anlässlich der buddhistischen Demonstrationen

vom 6. April wurden die Geschäftsräume

seiner Redaktion gestürmt.
Das Attentat gegen Chu Tu erinnert an die
Ermordung des «Chin-Luan»-Redaktors To
Chung am 30. Dezember 1965. Dessen hat
sich der Vietcong öffentlich gerühmt. Es

scheint, dass Vietcong-Leute erneut die
Dreckarbeit für die Buddhisten leisten, die
das Schicksal ihrer Glaubensbrüder in
Nordvietnam und Tibet offenbar vergessen. Es
sei denn, dass Südvietnams Buddhisten von
einigen getarnten Kommunisten irregeleitet
werden.

NEIN, DÂMKE

sagte kürzlich Herr H. L. In
Solothurn, als ihm ein
Geschenkabonnement des «Klaren

Blicks» von einem anderen

Leser des KB angeboten
wurde:

Was wir sehr gut verstehen konnten,
denn Herr L. ist bereits Abonnent.
Pech für den Gönner.

Aber probieren Sie es doch mal bei
Ihren Bekannten. Vielleicht finden Sie
jemanden, der den KB noch nicht kennt
und sich sehr darüber freuen würde.
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